
Sozialstaatsreform  gefährdet
neurologische Versorgung!
Wie  die  LAG  Selbsthilfe  BW  berichtet,  fand  ein  Gespräch
zwischen Bärbel Kehl-Maurer (Vorstandsvorsitzende LAG), Hubert
Seiter  (Vorsitzender  des  Verwaltungsrates  des  Medizinischen
Dienstes BW) sowie dem neuen Landesverbandsgeschäftsführer des
VdK,  Ronny  Hübsch,  gemeinsam  mit  Sascha  Wittenberg  (Abt.
Sozialpolitik)  und  Julia  Nemetschek-Renz  (Pressereferentin)
statt. Im Mittelpunkt standen die Reform des Sozialstaates,
Fragen  des  Medizinischen  Dienstes  und  die  medizinische
Versorgung von Menschen mit Behinderung – insbesondere die
Bedeutung der Medizinischen Behandlungszentren für erwachsene
Menschen mit Behinderung (MZEB).

Als  Selbsthilfeverband  für  Menschen  mit  erworbenen
Hirnschädigungen  möchten  wir  diese  Debatte  mit  unserer
Perspektive ergänzen:
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Frühzeitige Hilfen erhalten1.
Die Überlegungen zur Abschaffung der Pflegegrad 1 lehnen
wir entschieden ab. Gerade Menschen nach Schlaganfall,
Schädel-Hirn-Trauma  oder  anderen  neurologischen
Erkrankungen  profitieren  von  frühzeitigen,
niedrigschwelligen  Leistungen.  Sie  verhindern  den
Verlust  von  Selbstständigkeit  und  teure
Heimunterbringungen.

Ambulante Strukturen ausbauen2.
Wir  fordern  einen  gezielten  Ausbau  der  ambulanten
Unterstützungsangebote  und  Therapien  für  Menschen  mit
Hirnverletzungen,  damit  Rehabilitation,  Teilhabe  und
Pflege nahtlos ineinandergreifen können.

MZEBs stärken – mit neurologischem Schwerpunkt3.
Die  Medizinischen  Behandlungszentren  für  erwachsene
Menschen  mit  Behinderung  (MZEB)  sind  ein  wichtiger
Baustein.  Damit  sie  auch  Menschen  mit  komplexen
neurologischen  Einschränkungen  erreichen,  braucht  es
einen klaren Schwerpunkt auf erworbene Hirnschädigungen
und  eine  bessere  regionale  Verfügbarkeit  in  Baden-
Württemberg.

Unser Appell:
„Wer frühzeitig nach einer Hirnschädigung unterstützt wird,
hat eine reale Chance, dauerhaft selbstbestimmt zu leben und
Pflegekosten zu vermeiden. Darum darf es keine Kürzungen bei
niedrigschwelligen  Leistungen  geben  –  im  Gegenteil:  wir
brauchen einen Ausbau der ambulanten Hilfen und der MZEB-
Strukturen für neurologisch Betroffene.“
so K.-E. Siegel, Vorsitzender SHV-FORUM GEHIRN BW.

Doch die Realität in der neurologischen Versorgung ist noch
viel dramatischer!
Durch  die  Krankenhausreform  ist  die  neurologische
Frührehabilitation  (Phase  B)  in  Frage  gestellt.  Und  die



neurologische  Phase  F  (Langzeitrehabilitation)  ist  nach
vorläufigen  Recherchen  des  SHV  Baden-Württemberg
stillschweigend verschwunden – eine katastrophale Entwicklung
der Sozialstaatsreform, die wir entschieden kritisieren.


